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Was im Wahlkampf sehr sicher nicht besprochen wird 
und was auch niemand nachfragt
Ob der Bus durch die Tiefga-

rage geleitet wird und ob die 
Haltestellen verlängert werden, 
so was sind die Lieblingsthemen 
der Parteien und Kandidaten, weil 
sich das so schön nach lokalem 
Regionalbezug mit Stadtkompe-
tenz anhört und weil dazu alle 
etwas sagen, das sich danach an-
hört, als besäße man einen Kom-
petenzvorsprung gegenüber den 
simplen Bürgern, die kaum eine 
Vorstellung davon haben, wieviele 
Aktenseiten man dafür angeguckt 
haben muss.

Die Bürger bekommen also das 
Gefühl, hier werden sie in ihre ei-
genen Belange einbezogen. Und 
wenn sie dann nicht zu unzufrie-
den sind, dann ist das Demokra-
tie.

Interessanter aber wäre zu er-
fahren, wonach entschieden wird 
und welche Interessen dahinter-
stehen. Die Sache mit dem Geld. 

Doch alle scheinen sich abge-
stimmt zu haben, dass es nichts 
zu besprechen gibt. 

Gab es nicht was mit einem 
Kulturamtsbrief, was war 
das noch? Wäre das nicht 
Thema? Ach, nicht doch. 

Klimakorruptionsplan, da 
wagt sich niemand dran.

Der Oberbürgermeister 
wanzt sich an Linke heran 
und übernimmt Kampfpa-
rolen wie Alltagsrassismus, 
womit die Bürger unter Allge-
meinbeschuldigung gestellt 
werden, es nützt ihm nichts, 
es macht aber auch niemand 
ein Thema daraus.

Das Diamantenfieber im-
merhin, gerade die Partei mit 
Wendeerfahrung nutzt es 
zweckdienlich.

Denken wir mal an die letz-
ten sechs Jahre in Jena und 
versuchen, uns vorzustellen, 
wie dafür, was tatsächlich 
geschehen ist, die Wahlwer-
bung aussehen müsste. Aber das 
würde die Verschwörung implizie-
ren, irgendetwas wäre vorsätzlich 
und die wüssten, was sie tun.

Die Bild-Zeitung hatte was zu 
einem Fall in Bad Liebenstein von 
einer Schülerin mit Weltoffen-
heitshämatomen, die zuständigen 
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Ausgebucht
Ein Offener Bücherschrank in 

Lobeda ist vier Wochen nach 
seiner Aufstellung zerstört wor-
den. Dass es vier Wochen gedau-
ert hat, wird als Zeichen für Tole-
ranz und Vielfalt gewertet.

Hassmenü
Die Speisekarte des Hotels 

„Schwarzer Bär“ ist bei Google 
gesperrt wegen Verstoßes gegen 
die Richtlinien. Was genau nicht 
gehen soll, ist nicht ersichtlich. 
Möglicherweise stuft die Künst-
liche Intelligenz schon „Schwarzer 
Bär“ als rassistisch und sexistisch 
ein.

Schläge
An einem Sonntagmorgen kam 

es in der Johannisstraße zu 
einer körperlichen Auseinander-
setzung, laut Polizeibericht soll 
ein Mann arabischer Herkunft 
mehrere Männer mit der Faust ge-
schlagen haben. Die Polizei muss-
te mitteilen, dass es sich um einen 
arabischen Mann handelt, sonst 
wäre es Misgendern. Dass er die 
Fäuste einsetzte, zeigt, wie inte-
griert er schon ist.

Ostermärsche
Auf getrennten Demonstrati-

onszügen bekundeten die Teil-
nehmer ihre Forderung, die Logik 
des Krieges zu überwinden. Da 
wenden sie sich am besten an die 
Grünen, da wird jede Logik über-
wunden.

Aufregung
In Zwätzen plakatierte die CDU 

ein Wahlwerbeplakat mit dem 
vulgaristischen Text „Nachts allein 
nach Hause – Die Angst läuft mit“, 
worüber sich die Stadtoberen auf-
regten, weil sie ihre politische Le-
bensleistung delegitimiert sehen. 
Die sind aber so fair, der CDU 
nicht entgegenzuhalten, es läge 
an ihr, dass die Angst auch schon 
auf dem Hinweg mitläuft.

Nominierung
Die örtliche FDP hat Direkt-

kandidaten für die beiden 
Jenaer Wahlbezirke nominiert. 
Der Optimismus geht noch wei-
ter, sie wollen für Thüringen eine 
„Deutschland-Koalition“ erzielen. 
Das sind die Farben, die bei den 
Demonstrationen für unsere Wer-
te unerwünscht sind.

Gysi sprach
Auf dem Holzmarkt trat Gregor 

Gysi auf. Seine Anwesenheit 
löste Sorge um den Zustand der 
Thüringer Linkspartei aus, weil 
manche glaubten, er wäre gekom-
men, um das Parteivermögen zu 
retten.

Sanierung
Die Bushaltestelle am Teich-

graben wird saniert. Das 
bedeutet, die Wände werden ge-
dämmt, die Heizung wird auf un-
fossil umgestellt und die Kosten 
werden auf die wartenden Fahr-
gäste umgelegt. 

.

Ministerien fühlen sich unzustän-
dig, wie würde rein hypothetisch 
Jena in Form der Kandidaten in 
Verantwortung damit umgehen? 
Könnte man ja fragen.

Wir hatten Pandemie und ha-
ben alle nur erdenklichen Lehren 
gezogen unterhalb einer histo-
rischen Aufarbeitung, um eine 
solche nicht zu relativieren, dann 
müsste doch darstellbar sein, wie 
beim nächsten Mal die Gepflo-
genheiten zu erwarten sind. Wie 
wird man sicherstellen, dass den 
Schwurblern keine Plattform und 
erst recht keine Bühne gegeben 
wird? 

Was wird man unternehmen, 
damit der Rechtsamtsleiter nicht 
erst einen höheren Verfolgungs-
druck bei Verstößen zu fordern 
braucht? 

Wie wird man Jena-solidarisch 
noch nachhaltiger demokratieför-
dermäßig finanziell entlasten?

Wird das vom Lokalredakti-
onsleiter konstatierte aggressive 
Grundrauschen der Spaziergän-
ger, die ihre Unschuldsvermutung 
verloren haben, noch zivilcoura-
gierter übertönt? 

Werden noch härtere Maßnah-
men erlassen, damit den Leuten 
noch deutlicher die Gefahrenlage 
sichtbar gemacht wird?

Die wenigsten Wähler werden so 
was wissen wollen, denn wenn es 
so weit ist, ist sowieso alles alter-
nativlos, darum kann das alles gar 
nicht wahlentscheidend sein.
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„So arm ist Jena gar nicht“ und 
„Bissl höherpreisig, das funktioniert 
wohl im städtischen Handel“ 
schreiben Journalisten, die für ihr 
Redakteursgehalt den letzten Rest 
Würde aufgeben würden
Die Schande dieser Presse liegt 

komplett bei uns, die wir uns 
so was bieten lassen.

Kolumne auf der örtlichen Lo-
kalseite, die Ratszeise, dessen 
Gastwirtschaftsbetrieb aufgehört 
hat zu gastwirtschaften, hat eine 
Zwischennutzung, Pop-up-La-
den nennt sich das Konzept, und 
weil die Initiative Innenstadt, die 
dazu da zu sein scheint, als An-
sprechpartner für die Politik den 
ansässigen Unternehmen eine 
zustimmende Stimme zu geben, 
Erfolg meldet, nicht gleich so ei-
nen Erfolg, als dass der Laden 
weitermachen würde, schreibt der 
Lokalredakteur, dass das Konzept 
aufgegangen sei wegen der Be-
reitschaft der Kunden, einen 
Euro mehr auszugeben für all 
die Wohlfühlelemente, die man 
sich damit erkauft. 

Es kann dahingestellt blei-
ben, ob jemand wirklich so blöd 
sein kann. Die Beweislast liegt 
nicht bei uns. Es obliegt dem  
Redakteur, irgendwann doch 
vielleicht mal mit einem Gegen-
beispiel aufzuwarten. Eines ge-
nügt. Wir würden uns so lange 
gedulden.

Den Euro mehr geben durch-
weg Leute aus, die nicht all-
zuviel Mühe darauf verwendet 
haben, ihn zu erarbeiten. Erar-
beitet wird er von anderen. Die 
werden den Ratszeise-Pop-up-
Laden vermindert frequentiert 
haben.

Es war früher mal ein Element 
der Jenaer Lebensqualität, 
dass überbezahlte Exstudenten 
das Stadtbild prägten und dass 
die Wischkräfte über eine so-
lide literaturwissenschaftliche 
Grundausbildung verfügten. 

Jetzt sind die Freizeitwestge-
sichter ein Ausdruck dessen, was 
schiefläuft in diesem Land. 

Ohne dass wir eine Intelligenz-
debatte eröffnen wollen, ist doch 
festzuhalten, der mentale Zustand, 
der im Wechselspiel damit steht, 
sich für Pseudoarbeit finanzieren 
zu lassen und nichts dabei zu fin-
den, ist derselbe, der es mit sich 
bringt, sich eine solche Zeitung zu 
kaufen. Die Zeitung erbringt die 
erwartete und gewünschte Dienst-
leistung, dem Hof die Hofschran-
zen zu verkaufen und den Hof-
schranzen den Hof schönzureden, 
wobei das Schöne verrückterweise 
außerhalb des Hofes vorgetäuscht 
werden muss. Die krachenden 

Folgen der verheerenden verblö-
deten Politik der Dummen an der 
Macht müssen schön garniert 
werden, um den Bescheuerten im 
städtischen Linksgrünblödmilieu 
das Gefühl zu geben, für irgend-
etwas nütze zu sein oder wenig-
stens nicht überdurchschnittlich 
schädlich. 

Der städtische Handel beklagt 
sich natürlich nicht darüber, 
dass das Geld, was die vollsub-
ventionierten Linksaristokraten 
ausgeben, irgendwoanders ganz 
klimaschädlich erarbeitet werden 
muss und eigentlich in die Klima-
bilanz der Stadt eingerechnet wer-
den sollte. 

Für die Zeitung sind die anderen 
nicht von Belang, sofern sie über-
haupt als existent gelten.

Wer die anderen sind, ist klar, 
jedenfalls, wer sie nicht sind; sie 
sind nicht der Staat. Sie können 
verhöhnt werden.

Teuer heißt dann „bissl höher-
preisig“, bissl, sogar das Bisschen 
wird noch herunterverniedlicht, 
um das Ernstchen des Lägeleins 
nicht zu früh mit Durchhalteparo-
len anzusprechen.

So arm ist Jena nicht, wenn man 
den Euro mehr auf alle hochrech-
net. Oder um es im Correctiv-Stil 
zu formulieren: Wir wissen ja, was 
das heißt. Korruption zahlt sich 

aus, Zustimmung muss 
sich wieder lohnen, wir 
sind auf Kurs, und unser 
Kurs ist richtig, sonst wäre 
ja nicht so viel Geld da, und 
da will doch niemand auf 
die Stadtfinanzen schau-
en. 

Ohne dass die oft beklag-
ten rauen und verrohten 
Töne angeschlagen würden, 
ist da eine hasszerfressene 
üble Dreckslochpresse am 
Werk, die nicht noch zu 
zeigen braucht, wie sie fä-
hig ist, die eigene Miefblase 
zu schützen.

Nachtrag: Das Foto auf 
dem Titel ist leicht be-

arbeitet; so ist die Firma, 
die auf dem Schild zu se-
hen ist, weggenommen. 
Der Grammatikfehler, dass 
„sich an“ zu viel ist, wurde 
dringelassen. Inzwischen 
steht das ganze Schild de-
zenter plaziert.
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Der Öffentlich-rechtliche Rund-
funk ist noch nicht in der 

Wende-Phase angelangt, aber jetzt 
ist schon Neues Forum, wir erin-
nern uns, vor 35 Jahren wollten 
Reformorientierte innerhalb des 
Systems die Führung zum Dia-
log mit den Geführten bewegen. 
Jetzt haben Mitwirkende aus dem 
Rundfunkapparat ihre Kritik for-
muliert, den Zustand analysiert 
und Reformvorschläge zum Zwe-
cke des Erhalts des Systems so, 
wie es eigentlich gemeint ist, ver-
öffentlicht.

Sie sehen die Krise als das, was 
sie ist, als Krise.

In ihrem Manifest stellen sie ei-
nen verengten Debattenraum fest, 
Meinungsmache verschwimmt 
mit Berichterstattung und unter-
gräbt die Prinzipien des seriösen 
Journalismus. Wer einen medial 
behaupteten Konsens hinterfragt, 
wird ignoriert oder diffamiert und 
mundtot gemacht mit Kampfbe-
griffen wie Querdenker, Schwurb-
ler, Klimaleugner. 

Sie legen dar, dass bei Berichten 
die Tendenz vorher feststeht und 
Politik Einfluss nimmt. 

Tja, so was aber 
auch. Neu ist, wie 
gesagt, dass das 
jetzt schon aus dem 
Inneren des Sy-
stems kommt, und 
die Journalisten 
sind mutig und un-
terstützenswert, sie 
riskieren viel, denn 
die Mächtigen in 
Medien und Politik 
haben eine Schwei-
neangst, was sie 
besonders gefähr-
lich und aggressiv 
macht. 

Wie mag es ei-
gentlich bei den Zei-
tungen zugehen? 

Besser nicht, 
nur in einem fort-
geschrittenen Sta-
dium; wegen der 
ungesicherten Fi-
nanzlage sind in 
der Presse durch-
weg nur noch sol-
che, die ihre eigene 
Bescheuerung be-
fürworten.

Der Versuch, das System 
von innen zu verändern

In den DLF-Nachrichten wurde 
das Genderverbot in Bayern ver-

meldet, dazu wurde gesagt, dass 
Verwendung „geschlechtersensib-
ler Gendersprache“ in Behörden 
etc. verboten sei.

Hierzu baten wir die Nachrich-
tenredaktion um die Klarstellung: 
Handelt es sich bei der Klassifizie-

rung „geschlechtersensibel“ um 
Meinung oder Fakt? Besteht eine 
Anweisung, bei der betreffenden 
Sprachmethodik die Bezeichnung 
Gendersprache zu verwenden?

Das wurde uns nicht beantwor-
tet. Möglicherweise wurde die Fra-
ge nicht verstanden. Die Verwen-
dung des Deppinnensternchens 

oder Idiotinnendoppelpunktes 
hält jemand für sensibel, was Ge-
schlechter betrifft, das wäre Mei-
nung, aber dass das so geglaubt 
werden soll, ist checkbarer Fakt. 
Und wenn es in den Nachrichten 
kommt, ist es ein propagandi-
stischer Standard. Was gibt es da 
zu meinen.

.
Wer sagt, Sprachverhunzung 
wäre geschlechtersensibel, und 
soll das Meinung oder Fakt sein?
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Der Minister zweifelt 
lieber an seiner Statistik 
als an seinem Verstand
Mittlerweile kriegt 

man es schon von 
Kalendersprüchen emp-
fohlen, keiner Statistik 
zu glauben, die man 
nicht selbst gefälscht 
hat. Wenn aber dem 
Thüringer Innenmini-
ster zur Statistik der 
Kriminalität in Thürin-
gen, dessen Zuständig-
keitsbereich dies im wei-
testen Sinne ist, einfällt, 
die Zahlen anzuzweifeln, 
dann müsste die Frage 
zu debattieren sein, ob 
der Minister noch bei 
Trost ist.

Das Schlimme daran: 
Jede der beiden mög-
lichen Antworten könnte 
die Bevölkerung verun-
sichern.

Dass er, Stand heute, 
noch im Amt ist, liegt 
nicht nur an der SPD, 
deren Landesvorsitzen-
der er ist und als der er 
ständig bemüht ist, die 
Partei mit seinem Ni-
veau abzugleichen, all 
dies wäre nicht denkbar 
ohne eine endkorrum-
pierte tiefenverlogene 
Presse.

Einer der Hauptstadt-
journalisten otzt sich 
dazu aus, er kommt am 
Ende seiner Kolumne, 
wenn man es schafft, 
sich bis dahin ausge-
langweilt zu haben, im-
merhin dazu, dass des 
Ministers Verweis auf 
unsolides Zahlenmate-
rial vorgeschoben wirke. 
Aber der Verfasser ver-
fasst nur nebenbei was 
zur Kriminalität, die ja 
eigentlich das Thema 

wäre, sondern macht 
ein Ding zwischen Re-
gierung und Oppositi-
on daraus, Ränkeleien, 
die einen sagen so, die 
anderen sagen so, was 
denn nun. Und so zer-
redet man das Thema, 
ohne es zu offenkundig 
zu verdecken. „Nutzt der 
Innenminister die seit 
Jahren insbesondere von 
Linken und Grünen vor-
gebrachten Zweifel jetzt 
dafür, um die zum Teil 
deutlich angestiegenen 
Zahlen zu rechtfertigen? 
Grund genug hätte er: 
Die Straftaten überstei-
gen“ erstmals seit 2006 
wieder die 150.000, also 
in der rotrotgrünen Re-
gierungszeit. 

Die Welt der Krimina-
lität als Wille zu Zahlen 
und Vorstellungen von 
Statistiken. 

Und die hohen Zah-
len sind ein Grund, die 
hohen Zahlen zu recht-
fertigen. Mit Zweifeln 
zu rechtfertigen. Wer 
gewohnheitsmäßig sol-
che Zeitungen liest, wird 
nichts daran auszuset-
zen haben.

Wir fragten aber lieber 
nach, wir sind ja Kum-
pel, ist das Meinung 
oder Fakt, dass die Zah-
len gerechtfertigt sind 
wegen der Höhe?

Egal, bei den Lesern 
bleibt hängen, an den 
Zahlen gibt es Zweifel, 
der Minister rechtfertigt 
die Zahlen und nutzt die 
Zweifel. Und die Politik 
hat auch ganz andere 
Probleme. 
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Personen
Die Presse ist auch dabei, wenn der 
Oberbürgermeister auf dem Campus 
einen großen Scheck bekommt. 
Was macht das mit ihm?
Der Oberbürgermeister geht 

dahin, wo es heiß ist, auf den 
Uni-Campus Ernst-Abbe-Platz, 
mit ihm sind noch so welche, der 
örtliche Bundestags-Direktman-
datierte von der SPD, der SPD-
Oberbürgermeisterkandidat, für 
den es offenbar ein Praktikum ist 
zur Vorbereitung auf den even-
tuellen Wahlsieg, er hospitiert 
schon mal und guckt, was man 
so macht, und, ganz wichtig, eine 
Staatssekretärin mit einem gro-
ßen Scheck, wegen dessen 
sich alle einfinden. Den 
überreicht sie als Gabe 
des Bundes an die Stadt, 
zweckgebunden für die 
klimafreundliche Neuge-
staltung des Areals, damit 
es den Studenten nicht 
zu warm wird und sie 
am Ende auf der anderen 
Seite hinausgehen an die 
Leutra. Sechs Millionen 
Euro aus der Bundeskas-
se, die zuvor irgendwoan-
ders ganz klimaschädlich 
erarbeitet wurden und 
als Steuern vereinnahmt, 
vielleicht kommen sie aber 
auch aus den Schulden, 
dann werden sie bezahlt, 
nachdem die Wirtschaft 
klimaneutral transfor-
miert wurde, und der Zu-
fluss an die Stadt vermiest 
ihr nicht die Klimabilanz.

Die lokale Presse hat von 
dem Termin erfahren und 
sichert Beweisfotos; im 
entscheidenden Moment, 
bei der Überreichung des 
Schecks, klickt der Auslö-
ser, auch die Kamera des 

Stadtfernsehens hat alles einge-
fangen.

Das ist natürlich so koinzi-
dent nicht gelaufen; es war ein 
Quatschtermin für die Quatsch-
medien mit entsprechendem Per-
sonal. 

Eine Zeit müssen die alle ha-
ben. 

Mit welchem Verkehrsmittel die 
Staatssekretärin gereist ist, wur-
de nicht gesagt, am schnellsten 
wäre die Bahn, aber da wäre die 

Gefahr sehr groß, dass der Scheck 
gestohlen wird.

Fotos davon, wie der Oberbür-
germeister auf die Bank geht und 
den Scheck einlöst, gibt es nicht. 
Es wird so ähnlich ausgesehen 
haben. Es existieren auch keine 
Bilder davon, wie der Scheck aus-
gestellt wird, vielleicht von Chri-
stian Lindner, das wäre mal eine 
neue journalistische Bildsprache. 
Man könnte auch die Steuerzah-
ler knipsen, wie sie dem Finanz-

amt einen großen Scheck 
mit ihren Steuern über-
bringen.

Das Erschütterndste bei 
der ganzen Sache bleibt 
indes ausgeblendet. Was 
denken die eigentlich sel-
ber, was sie jetzt geleistet 
haben? Der Termin war 
zwar nicht tagesfüllend, 
aber das, was als Aktivität 
zeitungsdeutsch gesagt 
den Schwerpunkt bildet. 
Wenn die am Abend nach 
Hause gehen, sagen die 
sich, „Heute haben wir ei-
nen wichtigen Schritt auf 
den Weg gebracht in Rich-
tung Weichen, die auf Zu-
kunft gestellt sind, damit 
der Kompass auf die Kli-
maziele ausgerichtet wird, 
wir sind schon tolle Politi-
ker“?

Es wäre ihnen zuzutrau-
en. 

Vielleicht gibt es auch 
noch andere wichtige Leu-
te, die mit dem Geld in Be-
rührung kommen wollen, 
und die haben wir da gar 
nicht gesehen.
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Wir guckten für Sie 
auf die Wahlkampfleute
Betrachten wir sie in der Rei-

henfolge ihres Auftretens, wie 
wir es so alles mitkriegen.

Der erste war zettelmäßig im 
Briefkasten, der Ortsteilbürger-
meister-Kandidat der CDU, aber 
der Zettel ist weg. Im Gedächtnis 
geblieben ist uns nichts.

VOLT steht mit Stand am Holz-
markt, junge Menschen, die be-
haupten, den europäischen Ge-
danken zu überbringen. Bei der 
Frage nach Alleinstellungsmerk-
malen ihrer Partei verweisen sie 
darauf, dass sie noch europäischer 
strukturiert sind als die anderen 
und noch entschlossener, so was 
wie Klimaplan umzusetzen, ja, 
Wohnblöcke mit kurzen Wegen, 
auch wenn das nicht neu ist, es 
war nicht alles schlecht. Sagen 
die. Und sie brauchen noch Un-
terschriften, um bei der Kommu-

nalwahl antreten zu können. Den 
kommunalen Gedanken wollen sie 
nicht ausschließen.

Was sie nicht sagen: Das De-
mokratiedefizit der EU ist nicht 
ihr Problem, und sie kommen mit 
dem Großen und Ganzen hinun-
ter zu den Menschen, mit den be-
sten Absichten wieder einmal. Die 
echten Probleme realer Menschen 
sind für sie keine politische Kate-
gorie. Man muss schon recht jung 
sein, um wieder eine universalno-
vellierende Jugendbewegung für 
wählbar zu halten.

Ein Truck der Freien Wähler 
steht am Johannistor, „Dreher ge-
sucht“ ist unter der Behängung zu 
lesen, dafür wäre die Johannis-
straße ein denkbar ungeeigneter 
Ort, auch jemand, der es politisch 
dreht, ist nicht zu finden. Der ört-
liche Oberfreiewähler hat es im 

Gegensatz zu an-
deren Hobbykan-
didaten nicht nö-
tig, einen Posten 
zu erlangen, und 
bescheinigt sich, 
„der parlamenta-
rische Arm aller 
Bürger im Landtag 
sein“ zu wollen, 
desweiteren gibt es 
Wahlkampf2000 
mit Bildung für alle 
in besserer Quali-
tät, Schaffung von 
Freiräumen für 
Bürger und Ver-
einsförderung, all 
das, nun wissen es 
alle Wähler, und 
ob sie und wieviele 
das wollen, müs-
sen die Wähler frei 
entscheiden, da re-
det er ihnen nicht 
zu sehr hinein.

Neben dem H&M 
steht ein Flixbus 
von der Konrad-
Adenauer-Stiftung 
mit Demokratiebo-
ten, die aber nichts 
mit der CDU zu tun 

haben wollen. Nicht einmal mehr 
die. Eine Praktikantin lässt sich 
geduldig zureden von einem Bür-
ger, der wie Politiker oder Talkrun-
denteilnehmer spricht, bei uns 
haben die Bürger ihre Lektionen 
gelernt. Von Scharia hat sie noch 
nichts gehört. Sie ist noch jung, 
ihr stehen noch Überraschungen 
bevor. Eine örtliche CDU-Frau hat 
sich dennoch dazugeschlichen 
und verteilt Wahlwerbezettel mit 
so Sachen „Wir gestalten Zukunft, 
damit Jena lebenswert bleibt!“ In 
der Reihenfolge mit diesem Kau-
salzusammenhang. Auch der 
Kandidat für die Oberbürgermei-
sterwahl ist unbemerkt dabei und 
bleibt es. Ihn würde auch Putin 
als Gegenkandidaten akzeptieren.

Der Oberbürgermeister wendet 
sich auf dem Postwege an die Nitz-
scheverdrossenen, zuvorderst an 
die Minderjährigen: „Deine Stim-
me für das Miteinander.“ Wenn 
Sie ihn sehen, denken Sie daran, 
der möchte geduzt werden. Er li-
stet auf, was alles während seiner 
Amtszeit geschehen ist, zum Bei-
spiel sind Jahre vergangen und 
es ist viel passiert. „Nur so wer-
den wir zusammen unsere Stadt 
voranbringen und große Projekte 
zu einem erfolgreichen Ziel füh-
ren.“ Je erfolgreicher das Ziel, de-
sto größer die Projekte.

Die Wahlplakate sind plötzlich 
ausgehängt. Wenn die Wahlpla-
kate Steuern wären, würde es in 
der Zeitung heißen: sie sprudeln. 
Die Sprüche sind selten ein voll-
ständiger Halbsatz, sie können 
alles bedeuten oder nichts, sie be-
deuten nichts. 

Der SPD-Oberkandidat hat: 
„Starke Stimme. Für Jena“. Ist 
das nicht von Mike Mohring ab-
geschrieben? Keineswegs; Mike 
Mohring hatte „Starke Stimme für 
Jena“, der hat „Starke Stimme. 
Für Jena“. 

Der designierte Wahlgewinner 
fordert: „Jena muss bezahlbar 
bleiben.“ Ob er damit eine Be-
kämpfung der Korruption meint, 
steht da nicht.
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Sonstiger Stoff

.

.

Die Pressestelle des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz beantwortet nicht, 
was sowieso klar ist
Etwas zu Verfassungsschutz-

präsident Haldenwang zu sa-
gen, geht auch nur knapp unter-
halb der Verletzung der ärztlichen 
Schweigepflicht. Er untersteht 
Nancy Faeser, das übersteht nie-
mand unbeschadet, und das lässt 
er an der Republik aus. In der FAZ 
schrieb er in einem umnachteten 
Gastbeitrag, wie er die Sache mit 
der Meinungsfreiheit missver-
steht. Juristisch haltlos schwur-
belt er, die Meinungsfreiheit dürfe 
nicht zum Freibrief werden für so 
was, was er für staatswohlgefähr-
dend hält. 

Nun ist es vom Grundgesetz 
anders vorgesehen als gemein-
hin und von ihm ausgelegt, es ist 
nicht so, dass es ein bestimmtes, 
gemäßigtes, Meinungsfeld gäbe, 
das von der Meinungsfreiheit ge-
deckt ist, und dass extremere 
Meinungen diesen Bereich ver-
ließen, sondern das Grundgesetz 
schützt grundsätzlich jede Mei-
nungsäußerung vor Eingriffen des 
Staates, wo nicht Gesetze verletzt 
werden. Das bedeutet, es ist nicht 
Groll und auch nicht Ablehnung 
des Systems, was zu staatlichem 
Eingreifen legitimiert, es ist an-
dersherum, Strafgesetze und kol-
lidierende Grundrechte können in 
der Abwägung bewirken, dass in 
diesen jeweiligen Fällen ein Ein-
griff in die Meinungsfreiheit keine 
Verletzung des grundrechtlichen 
Schutzes bedeutet. Aber auch da 
geht es nicht um die Meinung, 
die man nicht haben solle, son-

dern um die Verletzung anderer 
Rechtsgüter, zu denen eine Ehre 
des Staates ausgerechnet nicht 
gehört.

Unsere Bundesregierung sieht 
das anders, der nachrangige Be-
amte muss das auch, sonst ist er 
ganz schnell noch nachrangiger. 

Er erklärt also, Meinungsfreiheit 
ist keine Ausrede für Übeldenk, so 
in der Art. Da nutzen welche die 
Meinungsfreiheit aus, um, unter-
halb der Strafbarkeit, den Staat 
fertigzumachen, meint er, und da-
gegen müsse er vorgehen.

Wir ersuchten die Pressestelle 
des Verfassungsschutzes um die 
ergänzende Mitteilung, ob das, 

was der Herr Präsident zur Mei-
nungsfreiheit schreibt, in analo-
ger Anwendung auch für die Reli-
gionsfreiheit gilt.

Wir erhielten keine Antwort, 
zu Recht, denn die werden sich 
schon gedacht haben, dass es sich 
um eine Scherzfrage handelt. Wir 
wissen doch alle, wie es ist. Was 
gibt es da noch zu antworten. Da 
müsste Nancy Faeser schon sehr 
umdenken, eine halbe 360-Grad-
Wende wäre zu vollziehen. Das 
hat sie nicht nötig, die muss sich 
nicht beliebt machen, sie geht ge-
gen diejenigen vor, bei denen sie 
es nicht ist. 

Das sichert das Staatswohl.
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Frage an den Akrützel-Briefkasten: Können die Zahlen 
des Steuerbordvulgarismus aus dem Thüringen-Beobachter 
mit den Palästinenserdemos verrechnet werden?
Hätte sein können; die palä-

stinensische Befreiungsbe-
wegung wird als Teil der globa-
len Linken angesehen im Kampf 
gegen Kolonialismus und für die 
Befreiung unterdrückter Opfer, 
die sich mit als terroristisch gele-
senen Methoden Gehör verschaf-
fen müssen. 

Damit sind die zum Beispiel in 
Jena stattfindenden Demonstrati-
onen ein Zeichen für unsere Viel-
falt, Solidarität und unser queer-
feministisches Engagement, doch 
ein Aufwiegen mit den erschre-
ckenden Zahlen über steuerbord-
äußere Voreinstellungen unter 
Thüringern würde dem Gewerbe-
modell des Kampfes gegen staats-
ferne Schichten die Grundlage 
entziehen oder es zumindest arg 
schwächen, das Geld muss ja im-
mer wieder beantragt und begrün-
det werden. 

Was dann damit geschieht, ist 
eine andere Sache, es geht um die 
Lage, wie bei Immobilien, die Lage 
bringt den Wert.

Und die ist hier nun mal so, dass 
die Statistik nicht mal von mini-
sterieller Seite angezweifelt wird, 
etwa so, dass die Fragen undif-
ferenziert gestellt worden wären. 
Was sie nicht wurden. Die Bevöl-
kerung ist wirklich so; viele lehnen 
die Behebung des Fachkräfteman-
gels ab, weil sie der Regierung die-
se Erfolge nicht gönnen.

Hinzu kommt das Problem der 
ebenfalls gestiegenen Messwerte 
bei der Abscheu gegenüber den 
Eliten. Das können wir uns in 
Jena gar nicht vorstellen, wir sind 
kraft Hauptwohnsitz Elite oder 
elitenäquivalent. 

Aber außerhalb der Stadt be-
ginnt das Umland. Die Landbevöl-
kerung hat kein Problem damit, 
sich die früher als links legitimierte 
Elitenkritik kulturell anzueignen, 
natürlich viel grobschlächtiger als 
damals bei den linken Intellektu-
ellen.

Das Land ist viel zu dünn besie-
delt, als dass sich die Demokratie 
dort hätte entwickeln und veran-
kern können. Gerade Bauern ha-
ben viel mit Tieren zu tun, die sie 

als ihre Untergebenen ansehen, 
so was prägt patriarchales Den-
ken. Echte Probleme, wie sie in 
der Zeitung stehen, werden nicht 
rezipiert. Wir wagen gar nicht, uns 

vorzustellen, was in Thüringen los 
wäre, wenn wir nicht eine Regie-
rung hätten, die ein Gegengewicht 
zu den Einstellungen der Bevölke-
rung bilden würde.



.
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Das Qualitätsblatt unter den Presseprodukten
Leuchtendes Schwein

Wenn das Gespräch in der Redaktion 
an Vorkommnisse erinnert

Eine Zeitung entsteht am Mit-
tagstisch, weil da die Redak-
tion am selben Strang zieht. 
Oft kommt es vor, dass es bei 
einer Nachricht aus der Agen-
tur oder einer Pressemitteilung 
der Ruf ertönt: Das hatten wir 
doch schon mal! Doch genauer 
erinnern kann sich niemand. 
Bis sich herausstellt, dass es das 
Essen war, das dieses Gefühl 
vermittelt hat, das bestimmt alle 
kennen, das aber für gewöhn-
lich nicht weiter von Belang ist 
ohne die Zuständigkeit für die 
Information von Lesern.

Die Polizei bittet 
um Mithilfe: Jeder 
Euro zählt

Sachdienliche Hinweise sind das eine, aber wie es 
aus der Polizeidirektion sarkastisch heißt: „Dafür 
können wir uns was kaufen!“ Vielfalt, Diversität 
und Inklusion finanzieren sich nicht von selbst, 
da ist das Engagement der Bürger gefragt, damit 
die Streifenwagen vollgetankt sein können, um 
gegebenenfalls schnell vor Ort zu sein oder die 
Verfolgung aufzunehmen. „So leicht wie zu Pan-
demiezeiten sind Regelbrecher nicht mehr zu 
stellen“, heißt es in dem Spendenaufruf.

Studie: Groll auf 
die Grünen kommt 
vom Klimawandel

Die Grünen sind die beschimpfteste Partei, 
aber warum? Weil man das Überbringen 
der schlechten Nachricht vom menschenge-
machten Notstand dem Überbringer anlastet 
und dann auch noch unzufrieden ist mit den 
schleppenden Erfolgen, die auf sich warten 
lassen. Eine selbsterfüllende Abscheu also.

Umfrage mit klarem Ergebnis: 

Mehrheit bewundert 
Ampelkoalition für ihr 
Durchhaltevermögen

„Ich hätte da schon längst hingeschmissen“, so denkt eine Mehrheit über die 
Ampelregierung und drückt damit ihre Bewunderung aus, wie die Politiker es 
schaffen, sich nichts anmerken zu lassen und unbeirrt in der Arbeit fortzufah-
ren. „Es ist diese Vorbildwirkung auf die Demokratinnen und Demokraten, die 
den Zusammenhalt der Gesellschaft und das Vertrauen in die Führung auf eine 
stabile Grundlage stellt“, kommentierte Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier die Umfrage in seiner wöchentlichen Weihnachtsansprache.


